
POLITIK 13Nr. 155 / Rhein-Neckar-Zeitung Samstag/Sonntag, 8./9. Juli 2023

Eine geächtete
Waffe

Streubomben entfalten ihre Wirkung oft lange nach dem Abwurf

Von Ulrike von Leszczynski

Berlin/Washington. Die Aufregung war
groß, als der ukrainische Vizeregierungs-
chef Olexander Kubrakow Mitte Febru-
ar auf der Münchner Sicherheitskonfe-
renz von den westlichen Verbündeten die
Lieferung von Streumunition forderte.
Wie Russland wolle auch sein Land diese
Art von Kampfmitteln nutzen, also Waf-
fengleichheit schaffen. „Es ist unser
Staatsgebiet“, betonte er. Die Munition
könne dazu beitragen, den Angreifern
standzuhalten.

Damals waren die Verbündeten noch
sehr zurückhaltend. Das
lag vor allem daran, dass
einige Nato-Staaten – dar-
unter Deutschland – den
Einsatz dieser gefährli-
chen Waffen per interna-
tionalem Abkommen ge-
ächtet haben. Jetzt gibt es die Kehrt-
wende. Die USA sind offiziell bereit,
Streumunition zu liefern. Die Bundes-
regierung scheint nichts mehr dagegen zu
haben. Es wäre wieder einmal ein qua-
litativ neuer Schritt bei der militäri-
schen Unterstützung.

! Was ist Streumunition und wie funktioniert
sie? Eine Streubombe ist ein Behälter aus
Metall, der Hunderte kleiner Sprengsät-
ze (Bomblets) enthält. Oft sehen sie aus
wie bunte Getränkedosen oder Tennis-
bälle. Streubomben werden entweder von
einem Flugzeug abgeworfen oder vom Bo-
den aus abgefeuert. Sie öffnen sich in der
Luft und setzen ihre Mini-Sprengsätze auf
einem Gebiet frei, das von der Größe her

mehreren Fußballfeldern entspricht. Die
Bomblets sollen beim Aufprall explodie-
ren. Ihre Metallteile können Fahrzeuge
durchschlagen, Menschen und Tiere tö-
ten oder schwer verletzen. Streubomben
werden eingesetzt, um feindliche Boden-
kräfte und Fahrzeuge großflächig anzu-
greifen, sie zurückzudrängen oder ihr
Vorrücken zu verlangsamen.

! Was macht Streumunition so gefährlich? Ein
Teil der Mini-Bomben explodiert oft nicht
und bleibt als Blindgänger im Boden ste-
cken. Ähnlich wie Landminen werden sie
jahrzehntelang zur Bedrohung, weil sie

auch nach Kriegsende
durch Erschütterung ex-
plodieren können. Oft trifft
es Kinder, die Streubom-
ben mit Spielzeug ver-
wechseln können. Zu den
Opfern gehören auch

Bauern, die bei der Feldarbeit auf Blind-
gänger stoßen. Wenn Menschen überle-
ben, erleiden sie oft Verstümmelungen,
Verbrennungen und können erblinden.

! Wo wurde Streumunition schon eingesetzt?
Moderne Streubomben wurden nach An-
gaben der Bundeszentrale für politische
Bildung zuerst im Zweiten Weltkrieg von
deutschen und sowjetischen Streitkräften
benutzt. Die Nothilfeorganisation Han-
dicap International berichtet in ihrem
jüngsten Streubomben-Monitor für 2022,
dass mindestens 23 Staaten seit dem Zwei-
ten Weltkrieg Streumunition eingesetzt
haben, darunter die USA, Frankreich,
Großbritannien, Israel und Russland. Sie
sei seit 2010 neben der Ukraine in Kam-

bodscha, Libyen, Sudan, Südsudan und
Jemen eingesetzt worden. Russische
Streitkräfte hätten 2022 mindestens zwei
neu entwickelte Typen in der Ukraine ein-
gesetzt. Auch von ukrainischer Seite sei-
en Streubomben benutzt worden.

! Was steht in dem Abkommen gegen Streu-
munition? Das Übereinkommen über
Streumunition (Convention on Cluster
Munition oder Oslo-Übereinkommen) trat
2010 in Kraft. In dem Vertrag verpflich-
ten sich Staaten, „unter keinen Umstän-
den jemals Streumunition einzusetzen, zu
entwickeln, herzustellen, auf andere Wei-
se zu erwerben, zu lagern, zurückzube-
halten oder an irgendjemanden unmit-
telbar oder mittelbar weiterzugeben“.

! Wer ist dem Vertrag beigetreten und wer
nicht? Bislang haben 111 Staaten diesen
Vertrag ratifiziert, darunter auch
Deutschland. 74 Länder haben das bis-

her nicht getan. Dazu zählen neben der
Ukraine, Russland und Belarus auch die
Nato-Staaten USA, Estland, Lettland,
Finnland, Türkei, Griechenland, Polen
und Rumänien.

! Wie verhält sich die Bundesregierung zu dem
Schritt der USA? Sie verweist zwar darauf,
dass Deutschland dem Abkommen zur
Ächtung von Streumunition beigetreten
ist, äußert aber gleichzeitig Verständnis
für die US-Entscheidung. In der Ukraine
bestehe eine „besondere Konstellation“,
sagte Regierungssprecher Steffen Hebe-
streit am Freitag. „Die Ukraine setzt eine
Munition zum Schutz der eigenen Zivil-
bevölkerung ein. Es geht um einen Ein-
satz durch die eigene Regierung zur Be-
freiung des eigenen Territoriums.“
Außerdem verwies Hebestreit darauf,
dass Russland gegen die Ukraine bereits
„in großem Umfang Streumunition ein-
gesetzt“ habe.

Kinder und Bauern
besonders gefährdet

In der Ukraine halten die Kämpfe unvermindert an. Hier feuert ein Soldat bei Bachmut auf rus-
sische Stellungen. Kiew forderte seit Längerem die Lieferung von Streumunition. Foto: dpa

D ie Russland-Expertin
Fiona Hill (57/Foto:
Lahm) hat als Beraterin
für die US-Präsidenten
George W. Bush, Barack

Obama und Donald Trump gearbeitet.
2019 sagte sie im ersten Amtsenthebungs-
verfahren gegen Trump aus. Die Putin-
Kennerin ist heute beim US-Thinktank
Brookings in Washington, DC, und forscht
derzeit an der Robert Bosch Academy
Berlin. Die RNZ traf Hill am Heidelberg
Center for American Studies (HCA).

> Frau Hill, waren Sie überrascht, wie
schwach Wladimir Putin während des
AufstandesvonJewgeniPrigoschinund
dessen Wagner-Armee wirkte?

Ja, jeder war überrascht, wie sich die Din-
ge entwickelten. Vermutlich sogar Wla-
dimir Putin selbst. Bemerkenswert fand
ich, dass Putin gezwungen war, zuzuge-
ben, wie eng die Wagner-Gruppe mit der
russischen Führung zusammengearbeitet
hat und dass sie sogar maßgeblich vom
russischen Staat finanziert wurde. Sie
war also letztlich ein Zweig des russi-
schen Militärs. Dadurch wurde dann auch
klar, dass der Aufstand ein interner
Machtkampf innerhalb der russischen
Eliten war. Vergleichbares haben wir in
der Geschichte immer wieder gesehen,
schon im Römischen Reich.

> Aber wurde nicht
letztlich auch Putin
dadurch geschwächt?

Ja, natürlich wurden
Zweifel geweckt, ob er
die rivalisierenden
Fraktionen innerhalbder
russischen Elite noch im
Griff hat. Aber ich den-
ke, letztlich wird er die
Vorgänge dazu nutzen,

um noch härter durchzugreifen. Wir ha-
ben das bereits nach der Geiselnahme von
Beslan im Jahr 2004 gesehen. Unter dem
Deckmantel des Kampfes gegen tsche-
tschenischen Terrorismus hat Putin da-
mals die Repression gegen die Opposi-
tion insgesamt deutlich verschärft.

> Für wie wahrscheinlich halten Sie
einen Sturz Putins in absehbarer Zeit?

Es gibt zwar erste Risse in der Fassade von
Putins Regime. Aber es ist bei autoritären
Regimen oft sehr schwer vorauszusagen,
wie lange sie sich an der Macht halten kön-
nen. Die Herrschaft der russischen Zaren
etwa war über Generationen hinweg
schwach, bis sie 1917 in der Februarre-
volution beendet wurde. Und selbst das
wäre ohne den Ersten Weltkrieg vermut-
lich nicht passiert. Natürlich ist Putin nun
unter Druck geraten. Aber das bedeutet
noch lange nicht, dass er und sein Macht-
zirkel morgen verschwinden werden.
Denn auch für Putin sind die Schwach-
stellen in seinem System nun sichtbar ge-
worden. Und er kann darauf reagieren.

> Welche Auswirkungen wird es für den
Krieg in der Ukraine geben?

Putin muss auch hier zeigen, dass er nicht
schwach ist. Die Forderung Prigoschins,
den Krieg effektiver zu führen, und des-

sen Eingeständnis, dass Russland dort bis-
her nicht so erfolgreich ist, wie offiziell be-
hauptet wird, könnte daher dazu führen,
dassRusslandseineAngriffeausweitet. Ich
fürchte, der Krieg wird noch brutaler wer-
den. Und die Bereitschaft Putins, Kom-
promisse einzugehen, wird vermutlich
weiter abnehmen. Für mögliche Verhand-
lungen bedeutet das daher nichts Gutes.

> Welchen möglichen Ausweg sehen Sie?
Wir brauchen zunächst einmal eine diplo-
matische Initiative, die klarmacht, wie ge-
fährlich dieser Krieg für die Welt insge-
samt ist. Denn wir sehen vielfältige Aus-
wirkungen, etwa in Bezug auf die nukleare
Sicherheit, die Nahrungsmittelversorgung
oder auch auf den dringend notwendigen
Kampf gegen die Erderwärmung. Das
kommt zu den unmittelbaren Auswirkun-
gen des Krieges, die Verbrechen gegen die
Zivilbevölkerung in der Ukraine und die
Deportation Hunderttausender ukraini-
scher Kinder noch dazu. Das sollte uns An-
trieb genug sein, auf internationaler Ebene
daran zu arbeiten, dass Russland dazu ge-
drängt wird, diesen Krieg zu beenden. Das
kann aber nur funktionieren, wenn alle
mitmachen–auchChinaundIndien.

> Glauben Sie, dass sich China und In-
dien gegen Russland stellen werden?

Ich glaube nicht, dass das im Augenblick
sehr wahrscheinlich ist. Aber ich bin da-
von überzeugt, dass es grundsätzlich
möglich ist. Wir müssen es zumindest ver-
suchen, weil wir keine Alternative haben.
Was wir allerdings nicht akzeptieren dür-
fen, ist ein Waffenstillstand zu Russlands
Bedingungen, bei dem Krim und Don-
bass unter russischer Besatzung bleiben.
Das wird den Konflikt nicht beenden.

> Halten Sie es für möglich, dass eine
Seite den Krieg gewinnt?

Natürlich ist es nicht ausgeschlossen, dass
es noch einen großen Durchbruch an der
Front gibt. Aber es sieht derzeit nicht da-
nach aus. Ich glaube nicht, dass sich die-
ser Konflikt militärisch lösen lässt. Die
Kämpfe könnten sich noch Jahre hin-
ziehen und ihre Auswirkungen werden
wahrscheinlich noch Jahrzehnte zu spü-
ren sein. Deshalb müssen wir beharrlich
auf eine diplomatische Lösung drängen.

> Glauben Sie, dass Putin auf die Prä-
sidentschaftswahlen in den USA im
kommenden Jahr wartet?

Auf jeden Fall. Er hofft sicherlich, jegli-
che Entscheidung bis dahin hinauszuzö-
gern. Das Problem ist, dass nicht nur Pu-
tin, sondern auch Deutschland und an-
dere Staaten in Europa abwarten, was in
den USA passiert. Aber wir müssen jetzt
etwastun.WirkönnennichtbiszumHerbst
2024 herumsitzen und warten, wie die
Wahlen in den USA ausgehen. Erst recht
nicht, wenn wir wissen, dass das genau das
ist, was Putin tut. Es gilt, bis dahin umso
entschiedener auf eine diplomatische In-
itiative zu drängen.

> Europa sollte alleine aktiv werden?
Ja, unbedingt. Wenn Europa immer auf
die USA schaut, bestätigen sie nur Pu-
tins Behauptung, dass der Konflikt in der
Ukraine in Wahrheit ein Stellvertreter-
krieg zwischen Russland und den USA ist.
Putins Weltbild stammt aus dem 19. Jahr-
hundert, als wenige Großmächte die Welt
unter sich aufgeteilt haben. Aber es geht
hier in erster Linie um die Sicherheit
Europas. Und deshalb sollten die Euro-
päer auch aktiv werden. Es kann doch
nicht sein, dass Europa seit mehr als 100
Jahren – seit dem Eintritt der USA in den
Ersten Weltkrieg – immer davon ab-

hängt, was die Amerikaner machen. Das
wäre das Ende eines eigenständigen
Europas. Genau das ist es, was Putin will.

> Europa spricht leider selten mit einer
Stimme.

Es müsste ja nicht im Rahmen der Euro-
päischen Union sein. Eine europäische
Initiative könnte auch im Rahmen der
Natoerfolgen,angeführtzumBeispielvon
den Finnen oder den Norwegern. Auch die
Briten haben sich in Bezug auf den Krieg
in der Ukraine sehr entschlossen gezeigt.
In Deutschland sehe ich zwar viele fähi-
ge Akteure, aber leider viel zu wenig
internationalen Gestaltungswillen.

> Glauben Sie, dass die Europäer über
genügend Einfluss verfügen?

Es ist eine Herausforderung für Europa.
Und Putin setzt darauf, dass die Euro-
päer diese Herausforderung nicht be-
stehen. In den USA gibt es eine enorme
Gefahr durch die extreme politische
Polarisierung. Und Europa sollte sich da
nicht mit hineinziehen lassen.

i Info: Was Hill über die Wahlchancen
Trumps sagt: www.rnz.de/politik

Auch,umdenWagner-Aufstandvergessenzumachen,inszeniertsichPutinalsfürsorglicherPräsident:hiermitderachtjährigenRaisatAkipovaausderKaukasusrepublikDagestanimKreml.Foto:AFP

„Die Europäer sollten alleine aktiv werden“
Russland-Expertin Fiona Hill über eine diplomatische Lösung für den Ukraine-Krieg und die Schwäche Putins / Von Christian Altmeier

Fiona Hill.
Foto: Lahm

Nato schnürt
neues Hilfspaket
Debatte um Beitrittsperspektive

Brüssel. (dpa) Die Nato bereitet für den
bevorstehenden Gipfel in Litauen ein um-
fassendes Unterstützungspaket für die
Ukraine vor. Nach Angaben von Gene-
ralsekretär Jens Stoltenberg wird bei dem
Spitzentreffen in Vilnius ein mehrjähri-
ges Programm vereinbart werden, um
künftig eine reibungslose Zusammen-
arbeit zwischen den Streitkräften der
Ukraine und des Bündnisses zu ermögli-
chen. Zudem soll das bereits 2008 gege-
bene Versprechen erneuert werden, dass
die Ukraine Nato-Mitglied werden kann.
Bis dahin ist geplant, die politischen Be-
ziehungen über die Schaffung eines neu-
en Nato-Ukraine-Rates zu vertiefen.

„Seit500TagenbringtMoskauTodund
Zerstörung ins Herz Europas, um die
Ukraine zu zerstören und die Nato zu
spalten“, erklärte Stoltenberg am Frei-
tag. Von dem Treffen am Dienstag und
Mittwoch werde das klare Signal ausge-
hen, dass die Nato geeint sei und sich Russ-
lands Aggression nicht auszahlen werde.

Um die Abschreckung und Verteidi-
gung der Nato zu stärken, sind nach An-
gaben von Stoltenberg neue regionale
Verteidigungspläne vorgesehen. Um die-
se umsetzen zu können, sollen künftig
bündnisweit 300 000 Soldaten in hoher
Einsatzbereitschaft gehalten werden.

Diskussionen gab es bis zuletzt dar-
über, wie genau auf die Beitrittshoff-
nungen Kiews eingegangen werden soll.
So forderten nach Angaben aus Bünd-
niskreisen Länder wie Litauen und Polen,
dass das Land die Zusage bekommen soll-
te, direkt nach einem möglichen Kriegs-
ende aufgenommen zu werden. Andere
Länder wie Deutschland wollen solche
Versprechen hingegen nicht geben.
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